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 Stabile Kindertagespflege für NRW: Verlässliche Betreuung, faire Bedin-

gungen, sichere Perspektiven 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/15912 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Familie, Kinder 
und Jugend – federführend – sowie den Ausschuss für Heimat 
und Kommunales am 08.10.2025) 

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Schönen guten Tag, meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Seien Sie alle recht herzlich willkommen. Besonders be-
grüße ich natürlich unsere Sachverständigen. Herzlichen Dank, dass Sie sich heute 
Zeit nehmen und die Abgeordneten bei der Meinungsfindung unterstützen. Das ist 
ganz hervorragend von Ihnen. Danke auch für die vorab eingegangenen Stellungnah-
men. 

Zum Verfahren: Gehen Sie davon aus, dass die Ausschussmitglieder Ihre Stellung-
nahmen gelesen haben; ein mündliches Statement zu Beginn ersparen wir uns des-
halb. 

Bitte notieren Sie sich die Fragen der Abgeordneten, die an Sie gerichtet werden, an-
schließend können Sie diese im Block beantworten. Ich bitte Sie, möglichst kurz zu 
antworten, damit in den ohnehin knapp bemessenen zwei Stunden alle die Möglichkeit 
haben, dranzukommen. Bei einzelnen an Sie gerichteten Fragen haben Sie drei Minu-
ten, bei mehreren fünf Minuten Zeit pro Wortbeitrag. Ich bin da recht tolerant, aber das 
sollte schon eine Orientierung sein. 

Im Verlauf des gesamten Gesprächs haben die Fraktionen die Möglichkeit, jeweils 
zwei direkte Nachfragen zu den Antworten der Gäste zu stellen. 

In der ersten Fragerunde gebe ich jedem Sachverständigen, unabhängig davon, ob er 
gefragt worden ist oder nicht, die Möglichkeit, eine mündliche Stellungnahme abzuge-
ben. Ich glaube, der Respekt gebietet es, dass jeder, der hier ist, auch die Möglichkeit 
hat, einige Dinge zu sagen bzw. zu erklären. 

Yvonne Gebauer (FDP): Liebe Sachverständige, ein herzliches Dankeschön seitens 
der FDP-Fraktion dafür, dass Sie heute hier sind, und für Ihre umfangreichen Stellung-
nahmen. Dass diese so umfangreich sind, zeigt, wie sehr Sie das Thema beschäftigt. 

Der Antrag datiert vom 30. September 2025. Da waren wir vom KiBiz noch etwas ent-
fernt; da gab es vielleicht ein Eckpunktepapier. Jetzt gibt es zumindest einen Gesetz-
entwurf. Wir wissen also, womit wir arbeiten können und in welche Richtung das Ganze 
gehen soll. 
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In der ersten Runde gehen meine beiden Fragen an Frau Konrath und Frau Müller. Ich 
fange an bei Frau Konrath. Sie sprechen sich für eine landesweit vergleichbare Voll-
kostenrechnung aus. Meine Frage dazu: Welche Kostenbestandteile, also Fachbera-
tung, mittelbare pädagogische Arbeit, Verwaltungsaufwand etc., müssten in diese 
zwingend einbezogen werden, damit Kommunen Kindertagespflege und Kita fair ver-
gleichen können? 

Die zweite Frage geht an Frau Müller. Sie beschreiben, dass die Finanzierung alters-
gemischter Gruppen in Kitas den – es ist schlimm, so davon zu sprechen – Wettbewerb 
um zweijährige Kinder verstärkt und somit auch die Übergänge erschwert. Welche 
konkrete Anpassung der Finanzierungslogik oder auch der kommunalen Steuerung 
wäre aus Ihrer Sicht am wirksamsten, damit Eltern – darum geht es ja auch – tatsäch-
liche Wahlfreiheit haben und die Übergänge für alle Beteiligten, also Kinder, Eltern, 
Kindertagespflegepersonen, planbarer werden? 

Tom Brüntrup (CDU): Sehr geehrte Damen und Herren, auch meinerseits herzlichen 
Dank für die Stellungnahmen, die Sie eingereicht und die wir zur Kenntnis genommen, 
durchgelesen haben. 

Meine erste Frage geht in Richtung der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spit-
zenverbände, an Frau Weber, an Herrn Dr. Menzel. Blicken wir auf die Kindertages-
pflege: Mit dem Landeszuschuss, den Sie zur Finanzierung erhalten, ist es ein stark 
kommunal geprägtes System, zumal die Bedarfe und die Strukturen kommunal unter-
schiedlich sind. Auch hinsichtlich des FDP-Antrags würde mich interessieren, was am 
Ende des Tages berücksichtigt werden muss, damit die passgenaue Ausgestaltung 
der Kindertagespflege kommunal steuerbar bleibt und wir entsprechend den Bedarfen 
und Strukturen vor Ort die bestmögliche Versorgung hinbekommen. 

Die zweite Frage richtet sich an Frau Konrath vom Landesverband Kindertagespflege 
NRW. Frau Gebauer sprach eben an, es zog sich auch durch viele Stellungnahmen, 
dass es – in Anführungszeichen – eine Konkurrenz zwischen Kindertageseinrichtun-
gen und Kindertagespflege gebe, wobei mich die Formulierung „Wettbewerb um zwei-
jährige Kinder“ auch schockiert. Welche Maßnahmen halten Sie für erforderlich, um in 
diesem System die gemeinsamen Ansätze und die Zusammenarbeit statt der Konkur-
renz zu stärken? 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Auch vonseiten der SPD-Fraktion vielen Dank an die 
Sachverständigen. Wir haben die Stellungnahmen intensiv durchgelesen und 20 Fra-
gen auf dem Zettel. Wir sind aber zuversichtlich, dass von den anderen Fraktionen 
Fragen ähnlicher Richtung gestellt werden, dann müssen wir vielleicht nicht jede ein-
zelne dieser 20 Fragen stellen. 

Meine erste Frage möchte ich an den Landesverband Kindertagespflege und das 
Netzwerk Kindertagespflege richten. Wir haben in jüngster Zeit immer wieder Hinweise 
bekommen, dass es große Unstimmigkeiten hinsichtlich dessen gibt, wie einzelne Ju-
gendämter die gesetzlichen Bestimmungen des KiBiz in Bezug auf die Kindertages-
pflege auslegen. Es gab ja auch eine Studie des Netzwerks, in der – wenn ich das 
richtig im Kopf habe – davon ausgegangen wird, dass von den beteiligten 
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Jugendämtern 46 %, also fast die Hälfte, gegen § 24 KiBiz verstoßen würden. So rich-
tig weitergekommen ist man in dieser Frage nicht. Von daher würde mich Ihre Ein-
schätzung dazu interessieren, wie verbreitet solche Verstöße sind und inwieweit sie 
aufgeklärt werden. Im Endeffekt muss schließlich Augenhöhe zwischen den Kinderta-
gespflegepersonen und den Jugendämtern bestehen, und alle müssen an die gesetz-
lichen Vorgaben gebunden sein. Das ist ja auch eine Sicherheit für die Kindertages-
pflegepersonen. 

Eine Frage zu alternativen Finanzierungslogiken, um Fehlanreize – einige sind von 
meinen Vorrednern schon benannt worden – zu verhindern: Wie müsste das KiBiz 
geändert werden, um solche Fehlanreize zu verhindern? Diese Frage richte ich an 
Frau Böttcher und an Frau Hogrebe. 

Dagmar Hanses (GRÜNE): Auch von der Grünenfraktion ganz herzlichen Dank an 
die Sachverständigen für Ihre Stellungnahmen und Ihre Bereitschaft, an der Anhörung 
teilzunehmen, sowohl in Präsenz als auch digital. 

Die erste Frage würden wir gerne an Frau Professorin Hogrebe und an RuhrFutur rich-
ten; ich weiß nicht, ob Frau Hestert oder Frau Keggenhoff antworten möchten. In der 
Stellungnahme von Frau Professorin Hogrebe wird hervorgehoben, dass in der Kin-
dertagespflege einige Kinder unterrepräsentiert seien, etwa solche mit Migrationsge-
schichte oder solche aus sozioökonomisch schwächeren Familien. Das beobachten 
wir an vielen Stellen. Welche Gründe sehen Sie dafür? Wie sieht es im internationalen 
Vergleich mit anderen Ländern aus, was den Zugang zu Tagespflege betrifft? Wie 
kann man alle Gruppen besser erreichen, informieren? 

Die zweite Frage geht insbesondere an die Landschaftsverbände und die kommunalen 
Spitzenverbände. Wir wissen, dass Tagespflegepersonen, was die finanzielle Ausstat-
tung angeht, unterschiedliche Rahmenbedingungen haben. In Südwestfalen habe ich 
mitbekommen, dass es ein bisschen gedauert hat, bis das Netzwerk der Tagespflege-
personen wusste, was im Nachbarjugendamtsbezirk gezahlt wird. Gibt es zwischen 
den Kommunen einen guten Austausch? Gibt es da einen Wettbewerb nach unten 
oder nach oben? Wie kann man Qualitätsstandards setzen? Welchen Weg gehen die 
Kommunen, um faire Rahmenbedingungen für Tagespflegepersonen zu schaffen? 

Zacharias Schalley (AfD): Auch unsererseits vielen Dank an die Sachverständigen 
für die vorab eingereichten schriftlichen Stellungnahmen und dafür, dass Sie uns heute 
mit Ihrer Expertise zur Verfügung stehen. 

Eine erste Frage würde ich gerne an die Kontaktstelle Kindertagespflege Köln und die 
kommunalen Spitzenverbände richten; die Fragen sind sehr ähnlich, deshalb in einer 
Formulierung. Die Kontaktstelle berichtet von sehr unterschiedlichen Auslastungssitu-
ationen bei den Kindertagespflegepersonen in Köln, und zwar abhängig von den Stadt-
teilen. Aktuell wird wohl die Implementierung der Kindertagespflege in das Elternportal 
für Kinderbetreuungsplätze in Köln vorbereitet. Können Sie darlegen, wie in Köln das 
organisatorische Zuteilungsverfahren ist? Wie ist das in anderen Kommunen geregelt? 
Was sind die Unterschiede zwischen den einzelnen Kommunen bezüglich dieses Zu-
teilungsverfahrens? 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 6 - APr 18/1156 

Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend 03.03.2026 
66. Sitzung (öffentlich) bas 
 
 
Bianca Weber (Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände Nord-
rhein-Westfalen): Erst einmal vielen herzlichen Dank. – Zur Frage von Herrn 
Brüntrup, was hinsichtlich des kommunal geprägten Systems berücksichtigt werden 
müsse, damit sich das passgenauer abbilde: In den Handlungsempfehlungen zur Kin-
dertagespflege sind schon eine Reihe von Punkten angeführt. Wenn man da eine An-
gleichung wollte, müsste das Land das landeseinheitlich regeln und entsprechend aus-
gestalten. Da gibt es wie gesagt eine ganze Reihe von Punkten, etwa die Vergütung 
oder der Mietzuschuss bei der Großtagespflege – was bei uns im Übrigen ein großer 
Kritikpunkt ist, weil wir umfassende strukturelle Veränderungen haben, die nach wie 
vor nicht berücksichtigt werden. Das ist ein Streitthema, das immer zwischen der KiBiz-
Finanzierung und dem Belastungsausgleich Jugendhilfe hin- und hergeschoben wor-
den ist. Ich glaube, das Thema ist bekannt. Wenn man da also eine Angleichung ma-
chen möchte, muss man auch die einzelnen Bestandteile regeln. Man hat den Weg 
gewählt, das über die Handreichung unverbindlicher zu machen, dadurch hat man na-
türlich auch unterschiedliche Ausgestaltungen. Es muss auch andere Rahmenbedin-
gungen geben. Landesseitig haben wir eine unterschiedliche Finanzierung. Das ist an 
der Stelle auch wichtig, zu berücksichtigen. 

Die nächste Frage war zu der Studie bzw. zu den Verstößen gegen § 24. Dazu haben 
wir keine speziellen Erkenntnisse, ich jedenfalls nicht. 

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Ja, das ist mir klar! Darum habe ich Sie 
auch nicht danach gefragt! Aber sagen Sie gerne etwas!) 

– Ach so. Wenn die Frage nicht an uns gerichtet war, können wir das auch abkürzen. 

Frau Hanses, Ihre Frage war, ob es zu dem Thema einen guten Austausch zwischen 
den Kommunen gebe. Ja, das ist nicht anders als im Bereich der Kindertageseinrich-
tungen, da sind die Kommunen auch im Austausch. Natürlich steht man über die Kin-
dertagespflege vor Ort und die Vergütungsstruktur im Austausch. Inwiefern da aller-
dings konkrete Abstimmungen stattfinden, kann ich Ihnen nicht sagen. Es ist jedenfalls 
so, dass den Kommunen bekannt ist, wie die Regelungen in ihrem Nachbarumfeld 
sind. Vor Ort gibt es Transparenz, und in den Zirkeln wird natürlich über diese Thema-
tik gesprochen. 

Herr Schalley, Sie hatten gefragt, wie das Zuteilungsverfahren konkret aussehe. Dazu, 
wie das in einzelnen Kommunen ist, kann ich leider nichts sagen. Vielleicht können die 
Kollegen das ergänzen. Was die Vormerksysteme angeht, findet es aber Berücksich-
tigung. Nach den Rückmeldungen, die uns vorliegen, ist das allerdings unterschiedlich. 
Es gibt Vormerksysteme, in die das Verfahren schon implementiert ist. Es gibt aber 
auch Kommunen – so wurde es auch in der Stellungnahme aus Köln dargestellt –, in 
denen das noch eingeführt wird. 

Zacharias Schalley (AfD): Als Nachfrage: Gibt es zum Beispiel kommunal4übergrei-
fende IT-Systeme oder Rechenzentren, die mehreren oder allen Kommunen zur Ver-
fügung gestellt werden? Ich wollte darauf hinaus, wie viel da im Umlauf ist. 
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Bianca Weber (Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände Nord-
rhein-Westfalen): Es gibt unterschiedliche Vormerksysteme, zum Beispiel den Kita-
Navigator, LITTLE BIRD und weitere. Meines Erachtens sind das alles Systeme, für 
die sich die Kommunen entscheiden. Das ist dann auch eine Entscheidung dafür, ob 
die Kindertagespflege implementiert ist oder eben nicht. Landesübergreifend wird je-
denfalls nichts zur Verfügung gestellt. Es ist aber natürlich möglich, dass sich die Kom-
munen untereinander zu ihren Erfahrungen austauschen, sodass beispielsweise eine 
davon sagen könnte: Wir haben das schon implementiert. – Mir liegen aber keine Er-
kenntnisse dazu vor, dass ein System es noch nicht drin hätte, andere aber schon. 

Sandra Clauß (Landschaftsverband Rheinland): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Zum Start möchte ich sagen, dass die Erfahrungen aus den Beratungen der Landes-
jugendämter zeigen, dass es für Kindertagespflegepersonen und Eltern oft gleicher-
maßen intransparent ist, was landesseitig vorgegeben ist und was im Rahmen der 
kommunalen Selbstverwaltung gestaltet wurde. Das führt oft dazu, dass der Eindruck 
entsteht, dass Jugendämter gegen Regelungen verstoßen würden. 

Ich mache das mal deutlich: Wir haben den Landeszuschuss, der bis zur letzten KiBiz-
Reform an weniger Bedingungen geknüpft war. Dann kamen § 24 und die Bedingun-
gen dazu, wie der Landeszuschuss erfolge. Jetzt gibt es also eine Reihe von Kriterien, 
aber diese können kommunal ausgestaltet werden. Da steht zum Beispiel: 

„[…] die laufende Geldleistung wird bereits während der Eingewöhnungs-
phase des Kindes gewährt […]“ 

Aber jeder Jugendamtsbezirk kann für sich über den Umfang dieser Geldleistung ent-
scheiden, etwa ob das der volle oder nur der halbe Betrag ist. Wenn in einer Nachbar-
kommune dann der Beschluss gefasst wird, etwas großzügiger zu sein, kann der Ein-
druck entstehen, dass ein Verstoß vorliege. Tatsächlich ist das aber die kommunale 
Ausgestaltung. 

Außerdem wurde die Frage an uns gerichtet, ob die Jugendamtsbezirke um die unter-
schiedlichen Rahmenbedingungen in den Nachbarkommunen wüssten. Die Fachver-
waltungen wissen das, aber die bestimmen das ja nicht, vielmehr werden die Richtli-
nien und Satzungen in den politischen Gremien beschlossen. Da gibt es natürlich un-
terschiedliche Mehrheiten, unterschiedliche Prioritäten. Außerdem gibt es bei den 
Kommunen – das gehört zur Wahrheit auch dazu – unterschiedliche finanzielle Aus-
stattungen, sodass einzelne Kommunen die Kindertagespflege anders ausgestalten, 
großzügiger mit Finanzen hinterlegen können. Wegen der subjektiven Sicht von Eltern 
und Tagespflegepersonen gibt es dann oft Missverständnisse: Ist das wirklich ein 
Rechtsverstoß, oder ist das einfach nur Ausdruck kommunaler Selbstverwaltung? In 
Gesprächen erleben wir oftmals, dass sich das aufklären lässt, dass es häufig einfach 
daran hapert, in die feinen juristischen Details zu gehen. 

Natürlich wäre es für alle einfacher, wenn das einheitlich durch das Land ausgestattet 
würde. Dann aber unterläge es nicht mehr der kommunalen Selbstverwaltung, die 
Konnexität würde greifen, und das würde natürlich Folgen nach sich ziehen. Es ist also 
zu berücksichtigen, dass das Land in diesem Gesetz das hohe Gut der kommunalen 
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Selbstverwaltung zum Ausdruck gebracht hat, was dann aber auch bei 186 Jugend-
ämtern zu 186 unterschiedlichen Ausgestaltungen führen kann. Zur Wahrheit gehört 
wie gesagt außerdem, dass reichere Kommunen natürlich andere Bedingungen bieten 
können als ärmere Kommunen. 

Marlies Silies (Landschaftsverband Westfalen-Lippe): Sehr geehrte Damen und 
Herren! Vorweg möchte ich sagen, dass es uns als Landesjugendämtern, auch ange-
sichts der Beratungs- und Fortbildungsleistungen, die wir erbringen, natürlich wichtig 
ist, die Kindertagespflege ernst zu nehmen und als einen Teil eines integrierten Ge-
samtsystems zu sehen. 

Den unterschiedlichen Bedarfen vor Ort, die die Eltern haben, wird man sicherlich ge-
recht, wenn man dieses System, das aus Kindertagespflege und Kindertageseinrich-
tungen besteht, gemeinsam gestaltet. Man sollte den Eltern die Möglichkeit geben, zu 
wählen, sich also entsprechend ihres jeweiligen Bedarfs zu entscheiden. 

Das, was Frau Clauß gerade gesagt hat, möchte ich unterstreichen und außerdem 
ergänzen: Die aktuelle Situation, was die Transparenz und die Unterschiedlichkeit der 
Regelungen vor Ort angeht, ist ein Spiegelbild der bestehenden Möglichkeiten auf der 
kommunalen Seite, etwa hinsichtlich der Finanzen und dem, was geleistet werden 
kann. 

Bettina Konrath (Landesverband Kindertagespflege NRW): Vielen Dank, dass wir 
eingeladen wurden. Das ist ja unser Thema. – Frau Gebauer hatte nach der Vollkos-
tenrechnung bzw. danach gefragt, welche Kostenbestandteile zwingend seien. Das ist 
natürlich eine schwierige Frage. Ich denke, wir müssen erst einmal gucken, was über-
haupt alles in diesen Bereich hineinfällt. Vollkosten würde ja bedeuten, diese Posten 
einzeln zu erfassen. Wir haben aus den Kommunen und von unseren Mitgliedsorgani-
sationen unterschiedliche Rückmeldungen. Es geht also nicht nur um laufende Geld-
leistungen, Overhead usw. Es wäre wirklich wichtig, eine Liste dazu aufzustellen, was 
genau da hineinkommt. 

Wenn in der Vergangenheit das Argument kam, dass die Kindertagespflege für die 
Kommunen teurer sei, haben wir bei den Kommunen natürlich nach einer Berechnung 
gefragt: Was kostet denn die Kindertagespflege? Bis heute haben wir keine erhalten. 
Wenn von Ihnen jemand eine Kostenrechnung haben sollte, wären wir sehr daran in-
teressiert. 

Herr Brüntrup fragte nach der Konkurrenz, dem Wettbewerb um die Zweijährigen und 
danach, wie man gemeinsame Ansätze stärken könne. Leider haben wir eine sehr 
starke Konkurrenz. Sobald die Kinder zwei Jahre alt werden und es freie Kita-Plätze 
gibt, kommt natürlich das Argument in Richtung der Eltern: Jetzt oder nie. Melden Sie 
Ihr Kind bei uns an, im nächsten Jahr können wir für nichts garantieren. – Es ist klar, 
dass die Plätze für das jeweils kommende Jahr nicht garantiert werden können. Aber 
im Moment sind wir in einer Situation, in der Kitas, in der Gruppen geschlossen wer-
den. Der Druck auf die Eltern müsste also eigentlich abnehmen. 
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Wir sehen außerdem die Schwierigkeit, dass die Kindertagespflege und die Kitas als 
Tagesbetreuungs- und Förderangebote nicht in allen Kommunen auf der jeweiligen 
Homepage erscheinen. 

Hinsichtlich der Kita-Portale – oder wie auch immer die heißen – kann ich übrigens 
bestätigen, dass alle unterschiedliche Förmchen haben, weil sie sich im Laufe der 
Jahre für irgendetwas entschieden haben. Letztlich wäre es eine unglaubliche Erleich-
terung, wenn es etwas von Landesseite gäbe. Das müsste natürlich kompatibel mit 
den jetzigen Systemen sein, damit man nicht alle Daten neu eingeben muss. 

Was wir wirklich brauchen, um den Eltern die Wahl lassen zu können, ist eine trans-
parente Gestaltung der Angebote. Das ist zunehmend der Fall, trifft aber nicht immer 
zu. Es geht natürlich auch um die Gruppenstruktur in den Kitas. Wann gibt es mehr 
Förderung? Wie ist es mit den Dreijährigengruppen? 

All das verschärft die Situation für die Kindertagespflege. Aufgrund der Rückmeldun-
gen von den Kindertagespflegepersonen und den Mitgliedsorganisationen kann ich 
sagen, dass der Druck immer größer wird. Es kommt vor, dass auch Eltern von Kin-
dern, die schon vor Beginn des Kita-Jahres für die Kindertagespflege angemeldet wa-
ren, abspringen, wenn ein Angebot von der Kita kommt, einfach aus Angst. Das ist 
natürlich eine Situation, die auf Dauer nicht zu halten ist. 

Herr Dr. Maelzer, zu den Unstimmigkeiten hinsichtlich dessen, wie einzelne Jugend-
ämter die gesetzlichen Vorgaben aus dem KiBiz auslegen: Da kann ich mich eigentlich 
nur den Landesjugendämtern anschließen: Es gibt in den einzelnen Kommunen un-
terschiedliche Interpretationen, Auslegungen – oder wie auch immer man das nennen 
will. Es gibt aber auch unterschiedliche Bedingungen, unterschiedliche Situationen, je 
nachdem ob es eine Großstadt oder ein ländlicher Bereich ist. Aufgrund der unter-
schiedlichen Interpretationen entsteht zumindest der Eindruck, dass gegen manche 
Regeln aus dem KiBiz verstoßen würde. Ob das der Fall ist oder nicht, will ich gar nicht 
beurteilen. Es wäre aber gut, eine Beschwerdestelle zu haben, anstatt einen solchen 
Unmut brodeln zu lassen. Manchmal liegt es aber auch einfach nur an unterschiedli-
chen Wahrnehmungen. Das jedenfalls wäre unser Vorschlag dazu. 

Abschließend: Wir werden in der Kindertagespflege – das werden Sie sehen, wenn 
IT.NRW im September oder wann auch immer die Zahlen herausgibt – einen Rück-
gang haben. Wenn wir jetzt nicht aufpassen, wird uns das System der Kindertages-
pflege wegbrechen. Wir merken bei den Qualifizierungsangeboten in den Kommunen 
jetzt schon, dass es weniger Interessierte gibt. Wenn die Randbedingungen nicht klar 
sind und es immer wackliger wird, gibt es natürlich weniger Interessierte. Wenn uns 
die Kindertagespflege wegbricht, stellt sich nicht nur die Frage nach dem Wunsch- und 
Wahlrecht der Eltern, sondern auch jene danach, wann wir die Kindertagespflege end-
gültig beerdigen können. 

Tanja Böttcher (Netzwerk Kindertagespflege NRW): Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Herr Dr. Maelzer, die Frage lautete, wie verbreitet Verstöße seien. Dazu muss ich 
sagen: Frau Wahl und ich sprechen für das Netzwerk Kindertagespflege NRW und 
natürlich nicht flächendeckend für alle. Wir vereinen unter unserem Dach ungefähr 
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5.000 Kindertagespflegepersonen aus NRW. Das ist ungefähr ein Drittel. Ich kann wie 
gesagt nur für das Netzwerk sprechen. 

Wenn wir von Verstößen reden, dann meinen wir auch Verstöße, dann meinen wir 
nicht verschiedene Auslegungen wie beispielsweise, dass in der Eingewöhnung weni-
ger bezahlt wird. Vielmehr stellen sich folgende Fragen: Wird die Eingewöhnung über-
haupt bezahlt? Sind es 0 Euro, oder ist es ein beliebiger Betrag? Wird eine Vertretung 
gestellt? Wir haben schon diejenigen Kommunen beiseitegelassen, in denen es theo-
retische Lösungen gibt. Mit Verstößen meinen wir beispielsweise: Kommunen, in de-
nen gesagt wird, dass sie keine Vertretung hätten; Kommunen, in denen die Eltern den 
Betreuungsumfang nicht frei wählen können, obwohl auch das klar festgelegt ist; Kom-
munen, in denen die mittelbare Betreuungszeit überhaupt nicht bezahlt wird, also nicht 
nur mit einem willkürlichen Betrag, sondern gar nicht. Es ist mir wichtig, das darzule-
gen: Wenn wir als Netzwerk von Verstößen reden, dann meinen wir auch Verstöße 
und nicht verschiedene Auslegungen. 

Zu den Zahlen: Wir hatten 2021 eine groß angelegte Umfrage, die professionell aus-
gewertet wurde. Damals waren es 56 % der Kommunen in NRW, die Verstöße began-
gen hatten – auch hier reden wir nicht von unterschiedlichen Auslegungen: Verstöße. 

Es ist mir aber auch wichtig, zu sagen, dass das natürlich nicht alle Kommunen sind: 
Es gibt auch Kommunen, die im Bereich der Kindertagespflege wirklich vorbildlich 
agieren und großartig unterstützen – nicht, dass der Eindruck entsteht, wir würden 
gegen alle Kommunen sprechen. 

Der damalige Minister, Dr. Stamp, hatte zugesichert, dass aufgeklärt werde. Das ist 
leider nicht erfolgt. Und im Jahr 2025 hat die damalige Ministerin, Frau Paul, dann 
gesagt, dass es keine Verstöße gebe. Daraufhin haben wir vom Netzwerk aus eine 
Petition gestartet, um diese Verstöße aufarbeiten zu können. Leider wurde diese Pe-
tition mit dem Hinweis darauf abgelehnt, dass das die Aufgabe des Familienministeri-
ums sei und es daher keine Petition brauche. Ich bin froh über das, was wir getan 
haben – ich werde Ihnen das gleich näher erklären –, weil wir immer wieder hören, 
dass es diese Verstöße nicht gebe, dass es keine Kommunen gebe, in denen das der 
Fall sei. 

Die Berufsvereinigung hatte Anfragen an den LVR, den LWL gerichtet, es gab politi-
sche Anfragen, die unbeantwortet blieben. Man darf nicht vergessen, dass wir hier von 
50, 60, 70 Millionen Euro an Steuergeldern reden, die pro Jahr für diese Landesmittel 
verwendet werden. Weil wir uns gefragt haben, wie wir das belegen können, sodass 
man uns endlich glaubt, haben wir vom Netzwerk aus eine interne Umfrage gestartet. 
Stand Februar gab es immer noch einige Kommunen, die die Auflagen nicht erfüllen. 
Man muss aber auch sagen, dass sich das drastisch reduziert hat, es sind also nicht 
mehr 56 % wie in 2021. 

Wir haben uns die Kommunen dann vorgenommen, und ich habe E-Mails versendet. 
Ich habe mich als Kindertagespflegeperson ausgegeben, die in der Nachbarkommune 
arbeitet, und gezielt Fragen zum Bereich der Verstöße gestellt. Ich kann Ihnen nicht 
alles vorlesen, … 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 11 - APr 18/1156 

Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend 03.03.2026 
66. Sitzung (öffentlich) bas 
 
 
Vorsitzender Wolfgang Jörg: Denken Sie bitte ein bisschen an die Zeit. 

Tanja Böttcher (Netzwerk Kindertagespflege NRW): – Entschuldigung. – … aber 
vielleicht ein paar Antworten aus den Jugendämtern: 

 Zurzeit können wir keine verlässliche Vertretung anbieten. 

 Wir haben aktuell einen Freihalteplatz, den es ab dem 1. August nicht mehr 
geben wird. 

 Ich – „Ich“ ist die Fachberatung – schaue, ob die gewünschte Stundenzahl dem 
Bedarf angemessen und am Kind orientiert ist. 

 Leider kann ich Ihnen aktuell keine Vertretungszusage anbieten. 

Und was mich wirklich schockiert hat: 

 Wir haben keine Vertretungskindertagespflegestelle. Wenn für diese Familie die 
Unsicherheit ein Ausschlussgrund wäre, kann sich die Familie gerne an mich 
wenden, und wir könnten nach einer anderen passenden Kindertagespflege-
person schauen. 

Die Kommune stellt also keine Vertretung und sagt mir dann: Wir können leider keine 
Vertretung stellen, aber Sie können uns das Kind geben, und wir suchen eine andere 
Stelle. – Man muss also wirklich sagen, dass es diese Verstöße gibt. Es passiert nichts, 
und es findet keinerlei Aufklärung statt. 

Weil ich schon über der Zeit bin, nur noch ganz kurz zur Frage nach den Fehlanreizen 
im KiBiz, das kann ich schnell beantworten: Aus unserer Sicht würde es helfen, wenn 
wir eine altersunabhängige Finanzierung über auskömmliche Platzpauschalen hätten. 
Das Problem wurde schon öfter dargelegt: Die Kitas bauen die U3-Plätze aus, dabei 
geht es um Finanzierungsanreize. Dann ist es selbstverständlich so, dass diejenigen 
Kinder, die bereits in den Kitas sind, die Plätze für die Dreijährigen belegen, und dann 
keine Plätze mehr frei sind für diejenigen, die von außen kommen. Ich glaube, dass 
die Eltern erst dann wirkliches Wunsch- und Wahlrecht haben, wenn wir an den Punkt 
kommen, dass wir ausreichend Plätze für Dreijährige haben. 

Malgorzata Keggenhoff (RuhrFutur): Sehr geehrte Damen und Herren! Herzlichen 
Dank für die Einladung. Wir sind von RuhrFutur, einer Bildungsallianz aus Essen, die 
sich für Bildungsgerechtigkeit im Ruhrgebiet einsetzt. Das tun wir schon sehr lange, 
schon seit 2013, zunächst als Projekt der Stiftung Mercator und seit letztem Jahr als 
verlängerter, operativer Arm des Regionalverbands Ruhr, der als Gesellschafter mit 
eingestiegen ist. 

Hinsichtlich des Themas „Kindertagespflege“ repräsentieren wir 25 Großtagespflege-
stellen. Für das Ruhrgebiet bzw. für NRW haben wir 25 solcher sogenannter Kinder-
stuben, die als Großtagespflegestellen besondere Qualitätsmerkmale haben und in 
besonderen Stadtteilen angesiedelt sind. Deshalb auch vielen Dank für die Frage nach 
den Zugangshürden. Frau Professor Hogrebe wird gleich sicherlich noch detaillierter 
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darüber sprechen, welche Hürden es aus wissenschaftlicher Sicht gibt, vielleicht auch 
mittels internationaler Studien belegt. 

Wir können über die Erfahrungen mit unseren Kinderstuben sprechen. Eine Zugangs-
hürde für bestimmte Familien, bestimmte Kinder ist zum Beispiel, dass es sehr woh-
nortnahe Betreuungsangebote sein müssen. Familien mit sozialer Benachteiligung 
oder anderen Herausforderungen haben eine sehr geringe Mobilität und brauchen eine 
Betreuung für ihre Kinder in unmittelbarer Laufnähe – so kann man es fast sagen. Ein 
weiterer Punkt ist, dass diese Familien häufig eine andere Sprache mitbringen und erst 
einmal darüber informiert werden müssen, dass es auch Betreuungs- und Förderan-
gebote für unter 3-Jährige gibt. Das ist für viele Eltern, für viele Familien, die noch nicht 
so lange in Deutschland sind, eine Neuerung. 

Unsere Kinderstuben sind auch für U3-Kinder, aber wir merken, dass mit der Informa-
tion allein noch nicht so viel geschafft ist. Das zu wissen, ist die eine Sache, das in die 
Umsetzung zu bringen, die andere. Da setzen die Kinderstuben an, die sehr stark auf 
Elternarbeit fokussiert sind. Nicht nur die Kinder, sondern die ganze Familie ist also im 
Blick des Personals der Kinderstuben. Die Eltern haben wöchentlich die Möglichkeit, 
mit den Betreuungspersonen der Kinderstube zu sprechen, Beratungstermine wahr-
zunehmen, sich bei verschiedenen Behördengängen begleiten zu lassen usw. Die Kin-
derstuben gibt es seit 2008, da wurde die erste von FABIDO in Dortmund eröffnet. Es 
zeigt sich, dass diese sehr intensive Elternarbeit einen großen Unterschied macht und 
wirklich auf die Bildungsgerechtigkeit für diese Familien einzahlt. 

Prof. Dr. Nina Hogrebe (Technische Universität Dortmund [per Video zugeschal-
tet]): Vielen Dank für die Möglichkeit, online teilzunehmen. Vielen Dank auch für die 
Fragen. – Ich beginne mit einem Punkt, den Frau Keggenhoff auch schon ansprach, 
nämlich, warum bestimmte Kinder in der Kindertagespflege unterrepräsentiert sind. 
Vorab möchte ich betonen, dass benachteiligte Kinder natürlich mehr Schwierigkeiten 
haben, Zugang zur Kindertagesbetreuung insgesamt zu bekommen. Ich bin überzeugt, 
dass Kindertagespflege hier einen niedrigschwelligen Zugang bieten kann und das 
Potenzial hat, diese Kinder in das System zu holen. Als Wissenschaftlerin habe ich 
aber das Problem, dass wir relativ wenig Forschung dazu haben, wieso das so ist, was 
die Gründe dafür sind, welche Fragen sich hinsichtlich des Zugangs stellen. 

Interessant ist – und das klang in der Frage auch schon ein bisschen an –, dass sich 
dieser Zusammenhang in anderen Ländern so nicht darstellt; im Gegenteil: Da ist es 
oftmals so, dass die Kindertagespflege ein zentraler Betreuungsfaktor für Minoritäten, 
für marginalisierte oder wie auch immer benachteiligte Familien ist, gerade auch im 
ländlichen Bereich oder in sozial benachteiligten Stadtteilen. Es ist also wie gesagt 
eine Betreuungsform ganz gezielt für Minoritäten. Es hat mich überrascht, dass es in 
Deutschland anders ist. 

Die Frage, die sich daran anschließt: Könnte es daran liegen, wer die Kindertagespfle-
gepersonen eigentlich sind? Wir sehen nämlich, dass vielfach nach Passungsverhält-
nissen zwischen den Familien und den Kindertagespflegepersonen gesucht wird. So-
wohl Fachberatungen, die vermitteln, als4 auch Kindertagespflegepersonen selbst su-
chen Familien aus, bei denen sie davon überzeugt sind, dass sie die gleichen 
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Einstellungen, das gleiche Erziehungsverständnis usw. haben, damit die Zusammen-
arbeit mit den Eltern möglichst reibungslos funktioniert. Das ist gerade wieder belegt 
worden in einem schönen Aufsatz des Kollegen Schoyerer. Wenn die Kindertagespfle-
gepersonen selbst aber überwiegend nicht aus benachteiligten Kontexten kommen, 
suchen sie sich – ich sage es jetzt mal ein bisschen überspitzt – auch nur privilegierte 
Familien aus, weil das eben besser passt. 

Ähnliches habe ich gehört – das ist jetzt aber anekdotisch – von Fachberatungen, die 
Eltern und Kindertagespflegepersonen zusammenbringen. Sie sagen, dass sie sich 
anschauten, welche Familien zu welchen Kindertagespflegepersonen passten. Sie se-
lektieren also ein Stück weit vor. Außerdem wurde mir von einer Fachberatung berich-
tet – dazu muss man sagen, dass das kein Fall aus NRW ist –, dass man von den 
betreuten Kindertagespflegepersonen zum Teil höre – auch das ist anekdotisch, das 
möchte ich nicht verallgemeinert wissen –, dass sie ungern Kinder mit Migrationshin-
tergrund aufnähmen, weil sie davon ausgingen, dass Familien mit Migrationshinter-
grund nicht zuverlässig genug seien und wieder abspringen würden. Die Fachberatung 
hat mir weiter erzählt, dass man Überzeugungsarbeit leisten müsse, damit auch be-
nachteiligte Kinder von Kindertagespflegepersonen aufgenommen würden. 

Es gibt also an vielen verschiedenen Stellen die Frage der Passung. Außerdem geht 
es um den Zugang zu den Familien: Wie anschlussfähig ist das System der Kinderta-
gespflege an ihre Vorstellungen? Wie ansprechbar ist es? Aber wie gesagt auch: Wie 
suchen sich Kindertagespflegepersonen ihre Familien aus? Welche Rolle spielen ver-
mittelnde Fachberatungen in diesem Kontext? 

Interessanterweise sehe ich gewisse Parallelen dazu – darüber habe ich auch ein biss-
chen mehr Forschung –, wie es bei Elterninitiativen funktioniert. Wenn man sich die 
Zusammensetzung anguckt, stellt man fest, dass auch die sozial stark selektieren. 
Aber auch das ist in anderen Ländern anders, dort sind Elterninitiativen vielfach in 
Stadtteilen angesiedelt – Frau Keggenhoff sprach von ihnen –, in denen viele benach-
teiligte Familien leben. Es gibt dort also das explizite Ziel, auch diese Familien anzu-
sprechen. 

Insgesamt ist der Zugang zum System für viele Familien sehr intransparent, und die 
Kindertagespflege wird – wobei das kommunal sehr unterschiedlich ist – teilweise nicht 
als ein mit den Kitas gleichrangiges Angebot der regulären Kindertagesbetreuung 
wahrgenommen. 

Dann gibt es natürlich noch – das klang eben schon an – das Thema der Platzvergabe 
bzw. der Sorge darum, nicht in das Kita-System hineinzukommen. Das hat sicherlich 
auch damit zu tun, dass die Platzvergabe häufig durch die Kitas selbst vollzogen wird 
und sehr intransparent ist. Eltern können häufig nicht einschätzen, ob es eine ernst zu 
nehmende Drohung ist, wenn die Kita-Leitung sagt, dass es im nächsten Jahr keinen 
Platz mehr gebe. Das ganze Verfahren ist wie gesagt oft sehr intransparent. 

Um die Zeit einzuhalten, nur noch kurz zum Thema der Finanzierung bzw. der Finan-
zierungslogik: Ich glaube, man kann es Kitas nicht verübeln, dass sie sich, wenn es 
für sie finanziell zielführend ist, entsprechend aufstellen und versuchen, die zweijähri-
gen Kinder zu bekommen. Hier muss man gucken, welche Anreize man den 
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Kommunen geben kann, sodass sie die Kindertagespflege als gleichwertiges Angebot 
nicht nur mit aufnehmen, sondern auch aktiv sichtbar machen. 

(Dr. Matthias Menzel [Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzen-
verbände Nordrhein-Westfalen]: So ist es!) 

Das passiert nämlich tatsächlich in sehr unterschiedlicher Art und Weise. Da stellt sich 
auch die Frage, ob die Kindertagespflege für die Kommunen lohnenswert oder zu teuer 
ist. Das wissen wir nicht. 

Es kam auch die Frage auf, welche Kosten da eigentlich kalkuliert werden sollten. 
Dazu muss man sagen, dass die Sachkosten mittlerweile ortsbezogen kalkuliert wer-
den müssen und nicht generalisierend umgeschlagen werden können. Ende 2024 ha-
ben wir, die Prognos AG und ich, das mal für die Stadt Dortmund gemacht. Wir haben 
ein wirklich sehr umfassendes Instrument entwickelt, das zumindest sämtliche Sach-
kosten erfasst. Man muss natürlich aufpassen, in welchem Verhältnis die Sachkosten 
zur Anerkennung der pädagogischen Leistung stehen. Es gibt ja immer zwei Bestand-
teile der Entgelte. Zum Teil beobachtet man, dass es zu Verschiebungen kommt. 
Wenn die Sachkosten zu hoch werden, wird das Leistungsentgelt heruntergesetzt, da-
mit es insgesamt nicht zu teuer wird. Da bräuchte es eigentlich mal eine vergleichbare 
Vorstellung davon, was ein angemessener Betrag für die Anerkennung der pädagogi-
schen Leistung wäre. Das ist kommunal sehr unterschiedlich. Ich würde sagen, es 
würde sich lohnen, einen vergleichbaren Wert anzusetzen. 

Brigitte Müller (Kontaktstelle Kindertagespflege Köln): Vielen Dank für die Einla-
dung und die Möglichkeit, hier teilzunehmen, sehr geehrte Damen und Herren. – Frau 
Gebauer, Sie fragten nach den altersgemischten Gruppen und dem – der Begriff wurde 
auch schon in Gänsefüßchen gesetzt – Wettbewerb um zweijährige Kinder. Ich danke 
meinen Vorrednerinnen Frau Konrath und Frau Hogrebe dafür, dass sie da schon ei-
niges benannt haben. 

Solange die Finanzierung von Kitas mit Zweijährigen günstiger ist als die Finanzierung 
der Kindertagespflege, solange für die Kita-Auslastung die Aufnahme von Zweijähri-
gen zielführender ist als die Aufnahme von Dreijährigen, können wir die Situation nicht 
verbessern. 

Nach Jahrzehnten des Ausbaus sind wir jetzt zwar nicht in allen, aber in vielen Kom-
munen in der Situation, einen Überhang an Plätzen zu haben. Der Kita-Ausbau hat gut 
funktioniert, auch in Köln. Nun werben zwei Systeme um die Zweijährigen. Ich finde, 
dass das für Eltern schwer auszuhalten ist, weil es keine richtige Wahlfreiheit ist. Frau 
Hogrebe deutete es an: Wenn Eltern unter Druck gesetzt werden, ist es keine Wahl-
freiheit. 

Wenn es genügend Plätze in der Kindertagespflege, in den Kitas gibt, sollte man ja 
eigentlich meinen, dass die Eltern wählen können. Es stellt sich aber die Frage, ob 
man auch für Dreijährige noch einen Platz bekommt. Außerdem kommt es vor, dass 
Eltern von Kindern, die mit anderthalb Jahren zur Kindertagespflege gehen, in deren 
zweitem Lebensjahr, also ein halbes Jahr nach Eingewöhnung, gefragt werden, ob sie 
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jetzt nicht wechseln wollten. Das kann nicht im Sinne der Kinder sein. Das kann auch 
nicht das sein, was wir bei der frühen Förderung und Bildung wollen. 

Ich habe auch nicht die eine Superlösung, meine aber, dass es eine neue Logik der 
Finanzierung braucht. Wie kann man für Kitas gleiche Anreize sowohl für Zwei- als 
auch Dreijährige schaffen? Die fehlende Transparenz in der Finanzierung wurde von 
vielen schon erwähnt. Wenn Kinder bis zum dritten Lebensjahr in der Tagespflege 
bleiben könnten und trotzdem ihre Plätze bekämen, hätten wir eine bessere Steuerung 
hinsichtlich der Übergänge. Das ist der Knackpunkt – und das haben auch viele meiner 
Vorredner gesagt –, an den wir zukünftig ranmüssen. 

Herr Schalley, Sie hatten mit Blick auf die Kindertagespflege in Köln nach der Auslas-
tungssituation in den einzelnen Stadtteilen gefragt. In Köln sind wir in vielen Stadtteilen 
mit dem Kita-Ausbau mittlerweile gut vorangekommen, sodass wir eine gute Versor-
gung hinsichtlich der Plätze haben; das gilt auch für die Kindertagespflege. Es gibt 
aber auch Stadtteile – seitens RuhrFutur und Frau Hogrebe wurden sie thematisiert –, in 
denen viele benachteiligte Familien wohnen und in denen es keine flächendeckende 
Versorgung mit Plätzen gibt. Hinsichtlich der Kindertagespflege haben wir schon viel 
dazu gehört, wo die schwierig zu erreichenden Stellschrauben sind. Ich bin keine Ex-
pertin für Kitas, aber auch da stellt sich die Frage, ob man in solchen Gebieten über-
haupt noch Flächen für den Aus- bzw. Neubau von Kitas findet. Die Kommunen stehen 
oft vor der Frage, wo sie den Ausbau schnell vorantreiben können und wo es ein Prob-
lem mit den Flächen bzw. dem Raum gibt. Das ist die unterschiedliche Auslastung in 
den Stadtteilen. Ich bin aber wie gesagt keine Expertin für Kita-Ausbau. 

Zum Zuteilungsverfahren – wobei mir dieses Wort nicht so gut gefällt, weil wir in der 
Kindertagespflege ja nicht zuteilen wollen, nicht zuteilen dürfen –: Tagespflegeperso-
nen sind weiterhin – die genaue Zahl habe ich jetzt nicht im Kopf – zu 90 % selbststän-
dig. Wir können ihnen Vorschläge machen, das machen wir in Köln auch. Wir haben 
dort bislang ein zweiteiliges Anmeldesystem: LITTLE BIRD für die Kitas und über un-
sere Kontaktstelle ein Anmeldesystem für die Kindertagespflege. Es ist sehr bedauer-
lich für Eltern, dass sie sich an zwei Stellen wenden müssen, um einen Platz im U3-
Bereich zu bekommen. 

Bei uns in Köln werden Eltern Tagespflegepersonen mit freien Plätzen vorgeschlagen. 
In der Regel sollte es da eine Passung geben, sodass wir den Eltern Tagespflegeper-
sonen vorschlagen, bei denen es hinsichtlich der Betreuungszeiten, des Standorts, der 
pädagogischen Ausrichtung und Ähnlichem passt. Da geht es etwa um biologische 
Ernährung; Hund, Katze, Maus – was wünschen die Eltern, was bieten die Tagespfle-
gepersonen? 

(Vorsitzender Wolfgang Jörg signalisiert das Ende der Redezeit.) 

Um das Dilemma zu beseitigen, dass Eltern sich an zwei Stellen wenden müssen, 
haben wir in Köln in den letzten zwei Jahren ein Modellverfahren gehabt, sodass wir 
die Kindertagespflege hoffentlich Ende des Jahres in das Anmeldeportal LITTLE BIRD 
überführen können. Somit hätten wir für die Eltern ein System, in dem sie sich einmal 
anmelden müssen und dann anklicken können, ob sie Kita oder Kindertagespflege 
wollen. Ich bin sehr zuversichtlich, dass uns das noch in diesem Jahr gelingt und wir 
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da einen Haken setzen können. Ich glaube, dass das – das wurde auch schon von 
den Vorrednerinnen gesagt – unabdingbar ist. 

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Ich möchte darauf hinweisen, dass sich die Runde ver-
größert hat, weil wir jetzt den Berufsverband für Kindertagespflegepersonen begrüßen 
können. Schön, dass Sie es doch noch geschafft haben. 

Ich weise darauf hin, dass wir für die erste Runde rund 55 Minuten gebraucht haben; 
die zweite Runde wird also die finale. Ich empfehle daher, die Fragen zu priorisieren 
und möglichst kompakt zu stellen. Das ist aber nur die Empfehlung eines harmlosen 
Vorsitzenden. 

(Heiterkeit) 

Yvonne Gebauer (FDP): Frau Müller, mit Blick auf steigende Risiken durch die An-
mietung von Räumlichkeiten bei ausbleibender Vollbelegung: Welche Kompensations-
modelle wären Ihrer Ansicht nach praktikabel, damit auch Großtagespflegestellen ver-
lässlich und wirtschaftlich arbeiten können? Das ist ja kein unwichtiger Faktor. 

Fragen, die daran anschließen: Wie bewerten Sie die Großtagespflege generell? Passt 
diese zum familiären Ansatz der Kindertagespflege? 

Frau Konrath, Stichwort „Weiterbildung“: Sie sagen, dass die Weiterbildung spürbar 
vergütungswirksam sein solle. Welche Modelle – Stufenlogik, Zuschläge, Mindestver-
gütungsbestandteile etc. – halten Sie für geeignet, damit Anschlussqualifikationen tat-
sächlich zu Bindungen, aber auch zu Qualitätsgewinnen führen? Das wollen wir damit 
ja vielleicht bezwecken. Könnte das Land diesbezüglich kurzfristig etwas ändern; und 
wenn ja: was? 

Frau Professorin Hogrebe, Sie haben das Forschungsdefizit hervorgehoben, das es in 
diesem Zusammenhang gebe. Meine Frage ist, welche drei Kernfragen NRW aus Ihrer 
Sicht empirisch untersuchen lassen sollte. Könnte das beispielsweise Aspekte betref-
fen wie Ursachen des Rückgangs bei der Kindertagespflege, Wirkung von Vergütungs-
modellen, Qualität der Übergänge? Schließlich geht es auch darum, dass politische 
Entscheidungen zur Stabilisierung der Kindertagespflege belastbarer werden. 

Tom Brüntrup (CDU): Vielen Dank für die Beantwortung in der ersten Runde. – Ich 
habe noch zwei Fragen. Die erste Frage richte ich an LWL und LVR, Frau Silies und 
Frau Clauß. Im FDP-Antrag wird gefordert, als offizielle Anlaufstellen bei unterschied-
lichen Auslegungen des KiBiz bzw. bei Konfliktfällen Schlichtungsstellen einzurichten. 
Bei der Beantwortung der Fragen fiel auch die Begrifflichkeit „Beschwerdestelle“. Mich 
würde interessieren, wie Sie das beurteilen: Benötigen wir bei den Landesjugendäm-
tern eine entsprechende Stelle? 

Die zweite Frage richte ich an die kommunalen Spitzenverbände, Herrn Dr. Menzel 
und Frau Weber. Ich glaube, wir haben uns in der ersten Fragerunde ein bisschen 
falsch verstanden. Ich hatte nicht auf eine landeseinheitliche Regelung zur flächende-
ckenden Angleichung abgezielt. Vielmehr wollte ich mit Blick auf den FDP-Antrag und 
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eine Neuorganisation der Struktur der Kindertagespflege fragen, was auf kommunaler 
Ebene verbleiben muss, damit wir am Ende des Tages den Bedarfen gerecht werden. 

Wir haben gerade gehört, dass beide Bausteine, Kindertageseinrichtungen wie Kin-
dertagespflege, wichtige Bestandteile der Kinderbetreuung seien2. Sie haben aber 
auch unterschiedliche Funktionsarten. Bei dem einen kann ich vielleicht eher zuweisen 
als bei dem anderen, bei dem ich nur Vorschläge machen kann. Wir hatten auch über 
den – in Anführungsstrichen – intransparenten Zugang geredet. Es kam die Frage auf, 
ob überhaupt jede Kommune die Kindertagespflegepersonen gleichberechtigt auf der 
Website darstellt. Wie steht es aus kommunaler Sicht um die Gleichwertigkeit von Kin-
dertagespflege und Kindertageseinrichtungen? Wird die gelebt? 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Das Schöne ist, dass ich mich den Fragen meines Vor-
redners zum Teil anschließen kann. Meine erste Frage geht in Richtung der Land-
schaftsverbände. Sie haben in Ihrer Stellungnahme ausgeführt, dass man keine 
Schlichtungsstelle bräuchte, wenn das KiBiz konkreter formuliert wäre. Dazu würde 
mich interessieren, an welcher Stelle Sie eine Konkretisierung vorschlagen würden, 
damit man eben keine Schlichtungs- bzw. Beschwerdestelle bräuchte. 

Daran anschließend – und dafür würde ich das Netzwerk Kindestagespflege mit ins 
Boot holen –: Wie ist das denn eigentlich heute? Was machen Sie, wenn Sie Hinweise 
darauf bekommen, dass es einen Gesetzesverstoß gibt? Wie gehen Sie dann vor? 
Bekommen diejenigen, die die Eingabe gemacht haben, eine Rückmeldung, in der es 
etwa heißt: „Nein, aus dem und dem Grund ist das kein Gesetzesverstoß“; oder aber: 
„Wir gehen mit den Jugendämtern noch einmal ins Gespräch, weil wir da auch einen 
Gesetzesverstoß sehen“? Wie gehen Sie heute damit um? Manche Probleme würde 
es ja vielleicht gar nicht geben und Ideen wie die einer Schlichtungsstelle gar nicht 
entstehen, wenn es heute schon einen bestimmten Umgang damit geben würde. 

An RuhrFutur geht meine Bitte, noch ein bisschen mehr zu den Kinderstuben auszu-
führen: Wie ist das mit der Finanzierung? Das ist ja sicherlich stark durch die Kommu-
nen geprägt. Was müssten wir da gesetzlich regeln? Mit welchen Größenordnungen 
müssten wir rechnen, wenn wir ein solches Modell im KiBiz verankern wollen würden? 
Was würden Sie uns da empfehlen? 

Als nächstes frage ich Frau Professorin Hogrebe, Frau Schünemann und Frau Konrath 
und – weil Sie noch keine Fragen gestellt bekommen haben – Frau Lorenz und Frau 
Lieske. Es kam der Punkt auf, dass Kinder frühzeitig abgeworben würden, was für sie 
sicherlich eine belastende Situation ist. Wie würden Sie ein Übergangssystem ausge-
stalten, damit der Übergang von der Kindertagespflege in die Kita möglichst kindge-
recht gelingen kann? Was sollten wir da gesetzlich auf den Weg bringen? 

Dagmar Hanses (GRÜNE): Frau Konrath hatte den Komplex „Beschwerdestelle“ an-
gesprochen. Das ist in der Tat ein spannender Aspekt. Ein erster Impuls war: Müsste 
das nicht die Ombudschaft Jugendhilfe, die es ja auch regional gibt, im Angebot ha-
ben? Wir wissen, dass es Überlastungssituationen gibt – keine Frage –, aber eigentlich 
sind die für das ganze SGB VIII da. 
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Die zweite Frage geht an Frau Professorin Hogrebe, den Landesverband Kindertages-
pflege, den LVR und den LWL. Es geht um den Kinderschutz in der Tagespflege. Wir 
wissen, dass das Bestandteil der Ausbildung ist. Sehen Sie im Bereich des Kinder-
schutzes noch Defizite bzw. Handlungsbedarf? Wie kann er gestärkt werden? 

Zacharias Schalley (AfD): Ich würde gerne eine Frage an Frau Müller richten. Sie 
hatten eben ausgeführt, dass das Hauptproblem in Stadtteilen, in denen noch eine 
gewisse Unterdeckung herrsche, darin bestehe, Flächen für neue Einrichtungen zu 
finden. Müsste die Kindertagespflege mit tendenziell kleineren Gruppen und entspre-
chend geringerem Flächenbedarf da nicht im Vorteil sein? Wie könnte man diesen 
strukturellen bzw. organisatorischen Vorteil der Kindertagespflege nutzen, um dem 
Platzbedarf gerecht zu werden? 

Meine zweite Frage richte ich an Frau Schünemann oder Frau Konrath. Ich kann mir 
vorstellen, dass die Kindertagespflegen im Umgang mit den kommunalen Verwaltun-
gen in gewisser Weise benachteiligt sind, da sie weniger Mitarbeiter haben als die 
Kitas, die häufig große Träger mit entsprechenden Verwaltungsabteilungen im Rücken 
haben, die den Kampf mit der Bürokratie führen können. Wie könnte man einen sol-
chen strukturellen Nachteil Ihrer Ansicht nach am besten ausgleichen? 

Dr. Matthias Menzel (Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände 
Nordrhein-Westfalen): Sie hatten nach Strukturen gefragt, die auf kommunaler 
Ebene verbleiben sollten. Das System der Kindertagespflege ist im Gesetz gänzlich 
anders angelegt als das der Kita. Im Bereich der Kita sind wir bei der gemeinsamen 
Finanzierung, im Bereich der Kindertagespflege gibt es einen Zuschuss des Landes. 
Der Zuschuss nach dem KiBiz deckt einen sehr geringen Teil der Gesamtkosten. Es 
gibt Kommunen, die sagen, dass 10 % abgedeckt würden. Es gibt zwar auch noch den 
Belastungsausgleich, aber den lassen wir jetzt mal außen vor. Die Struktur ist wie ge-
sagt gänzlich anders. Wir sind ganz klar im Bereich der kommunalen Selbstverwal-
tung, das heißt, die Kommunen organisieren selbst. Die kommunale Selbstverwaltung 
halten wir natürlich auch hoch. 

Auf Landesebene haben wir die Handreichung zur Kindertagespflege unterstützt. Da 
sind zahlreiche Handlungsempfehlungen drin, auch dazu, wie und in welcher Größen-
ordnung Plätze sinnvollerweise vergeben werden sollten. Das ist auch in die Land-
schaft hineingetragen worden. Immer wenn die Handreichung aktualisiert wird, geht 
das an die Mitgliedschaft. Wir gehen davon aus, dass die meisten Kommunen das als 
Orientierungshilfe nutzen. Entsprechende Rückmeldungen haben wir auch aus unse-
ren Arbeitskreisen, die ganz klar sagen, dass darin eine wertvolle Unterstützung gese-
hen werde. 

Wenn es Kommunen gibt, die davon abweichen, sodass es vor Ort möglicherweise 
kein ganz transparentes System gibt, oder wenn es in Ausnahmefällen Kommunen 
gibt, die unzureichende Informationen auf ihren Websites haben, dann ist das halt so; 
im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung halten sie sich dann nicht an die Emp-
fehlungen. Das ist im System aber so angelegt. Ansonsten müsste man den Weg ge-
hen, den die Kollegin eben richtigerweise beschrieben hat. Wenn man eine einheitliche 
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Handhabung haben möchte, möglichst landesweit, dann müsste man gesetzlich viel 
mehr regeln, ähnlich wie im Bereich der Kindertagespflege. Das hat man aber bewusst 
nicht gemacht. 

Man hat also die Systematik der Empfehlungen auf der einen Seite und eine relativ 
geringe Förderung seitens des Landes auf der anderen Seite. 

Prof. Dr. Nina Hogrebe (Technische Universität Dortmund [per Video zugeschal-
tet]): Drei Kernfragen für die empirische Forschung: Ich würde sagen, dass wir die 
Gründe für den Rückgang aufseiten der Kindertagespflegepersonen empirisch schon 
relativ gut einsehen können. Wir haben recht viele Erkenntnisse dazu, wo die Stell-
schrauben sein könnten, um Personen im Feld zu halten. Ich glaube, dass es noch 
mehr empirische Forschung bräuchte, um die elterlichen Bedarfe besser einschätzen 
zu können. Wir haben bisher ja nur die Ergebnisse, die zum Teil auch in den Stellung-
nahmen aufgegriffen wurden. In der KiBS des DJI wird für NRW ausgewiesen, dass 
18 % der befragten Eltern die Kindertagespflege bevorzugten, 8 % keine Präferenz 
hätten, also offen für beides seien, und 2 % beides wahrnehmen wollten. Da sollte 
man also wirklich noch mal gucken, was die elterlichen Bedarfe eigentlich sind und 
warum sie sich für die Kindertagespflege entscheiden. 

Ein für mich wichtiger Punkt ist die Frage nach der Qualität der Angebote. Ich weiß 
nicht, ob Sie es mitbekommen haben, aber ich bin meiner Meinung nach in der Presse 
ein bisschen falsch zitiert worden. Dort hieß es, ich hätte gesagt, dass die Qualität gut 
sei. Das habe ich in meiner Stellungnahme aber so nicht geschrieben, sondern, dass 
wir aufgrund der Studien, die wir hätten, wüssten, dass sie vergleichbar mit der Qualität 
in den Kitas sei. Ich finde, dass das eine wichtige Unterscheidung ist. Sie befindet sich 
also im mittleren Bereich, ähnlich wie bei unseren Kitas – das zeigen alle Studien. 

Wenn wir da in die Forschung gehen würden, wäre es mir wichtig, auch danach zu 
schauen, was eine spezifische Qualität ist. Wir schauen nämlich oft mit einrichtungs-
bezogenen bzw. Kita-bezogenen Instrumenten. Die werden für die Kindertagespflege 
zwar adaptiert, aber von der Grundlogik her sind sie doch anders angelegt. Hier sollte 
man also wirklich schauen, was die spezifischen Qualitäten sind. Schließlich unter-
scheiden sie sich grundständig von Kitas und haben einen eigenen Qualitätswert. 

Eine weitergehende Frage: Welche Auswirkungen hat das auf die Kinder, auf die Fa-
milien? Wir haben sehr, sehr wenig Forschung. Ich selbst kenne nur eine Studie – die 
ich auch in der Stellungnahme aufgegriffen habe –, die gezeigt hat, dass zum Beispiel 
die Wirkung auf kognitive Bereiche vergleichbar sei. Wir wissen aber sehr wenig dar-
über, was unterschiedliche Qualitäten in der Kindertagespflege für die Entwicklung von 
Kindern bedeuten oder ob es vielleicht besondere Vorteile gibt. 

Eine weitere Frage – das liegt sicherlich auch an meinem Forschungsprofil – wäre die 
des Zugangs. Wie Familien Zugang zu Kindertagespflege finden, ist für uns eine Black-
box. Passiert das zufällig durch persönliche Kontakte? Passiert das über Gespräche 
auf dem Spielplatz? Passiert das, weil sich Fachberatungen vermittelnd einbringen? 

Außerdem: Welches Potenzial gibt es für benachteiligte Kinder? 

Das wären für mich die Kernfragen. 
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Es gab auch noch die Frage nach einem kindgerechten Übergangssystem. Ich würde 
sagen, dass wir zu Übergängen relativ viel aus anderen Bereichen wissen. Schaut 
man sich beispielsweise den Übergang Kita/Grundschule an, stellt man fest, dass die-
ser dann besonders positiv ist, wenn er von beiden Bereichen durch Kooperationen 
strukturell abgesichert wird. Es gibt also keinen Wechsel von einem Tag auf den an-
deren, vielmehr wird der Übergang durch eine Zusammenarbeit zwischen den Berei-
chen angebahnt. Vielleicht gibt es Vorabbesuche, die Kindertagespflegepersonen ar-
beiten mit den Kitas zusammen und andersherum kommen die Kita-Erzieher*innen in 
die Kindertagespflegestellen. Das Ganze geht aber nur, wenn es strukturell vernünftig 
abgesichert ist, und dafür braucht es Ressourcen. Das Mantra kennen Sie, wir sagen 
natürlich immer: Dafür brauchen wir Ressourcen. – Ein kindgerechtes Übergangssys-
tem würde sich aber an den Kindern orientieren und den Übergang begleiten, und 
dafür braucht es eben zeitliche und personelle Ressourcen. 

Wenn es von den Ressourcen her möglich ist, dass Kitas und Kindertagespflegeper-
sonen enger zusammenarbeiten, könnte das auch das Konkurrenzverhältnis ein Stück 
weit abschwächen. 

Kinderschutzdefizite sind mir nicht bekannt, aber wir wissen natürlich, dass wir wenig 
Einsichten haben, wenn die Kindertagespflegepersonen allein im häuslichen Kontext 
betreuen. Zumindest aus der internationalen Forschung wissen wir aber auch, dass 
eine enge Zusammenarbeit zwischen Kindertagespflegepersonen und Fachberatun-
gen die Qualität der Kindertagespflege stärken kann. Hausbesuche etwa werden von 
den Kindertagespflegepersonen vielfach positiv wahrgenommen, außerdem ermögli-
chen sie natürlich Einblicke. Diese Hausbesuche sollten aber nicht als Kontrolle ange-
legt sein, sondern als unterstützende Beratung. Studien aus dem internationalen Kon-
text zeigen also wie gesagt, dass das von den Kindertagespflegepersonen besonders 
positiv aufgenommen wird und sie dabei unterstützt, die Qualität ihrer Angebote zu 
verbessern. Aber dazu, wie es in Deutschland mit dem Kinderschutz insgesamt aus-
sieht, wissen wir relativ wenig, da gibt es auch eine Dunkelziffer. 

Marlies Silies (Landschaftsverband Westfalen-Lippe): Ich beginne mit dem ersten 
Teil, und Frau Clauß fährt dann zu einer weiteren Frage fort. Die erste Frage ging in 
Richtung Schlichtungsstelle. Es trifft zu, dass wir in unserer Stellungnahme festgehal-
ten haben, dass eine Schlichtungsstelle aus unserer Sicht nicht erforderlich sei, wenn 
es klare und einheitliche Vorgaben gebe. Aktuell ist es so, dass wir als Landesjugend-
ämter den Jugendämtern oder den Fachberatungsstellen bei Fragestellungen zum 
Thema „Kindertagespflege“ zur Verfügung stehen. Da gibt es also schon einen Aus-
tausch und die Möglichkeit, sich abzustimmen. Die Jugendämter vor Ort müssten wie-
derum den jeweiligen Fachberatungen und den Kindertagespflegepersonen zur Ver-
fügung stehen, um dortige Fragen zu klären. Für diese Kommunikation sind die Ju-
gendämter vor Ort zuständig. 

Zur Frage, an welcher Stelle eine Konkretisierung erfolgen sollte: Es gibt aktuell schon 
eine Regelung, die allerdings noch weiter ausgefüllt werden könnte. In 
§ 24 Abs. 3 KiBiz gibt es einzelne Positionen, in denen Regelungen getroffen werden, 
zum Beispiel zum Thema „Eingewöhnung“. Dort sehen wir hinsichtlich der Anpassung 
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der Geldleistungen oder der Sach- und Qualifizierungskosten sicherlich die Möglich-
keit, das noch weiter auszuführen. 

Noch eine Ergänzung zur Untersuchung der Einhaltung der Fördervoraussetzungen 
im Rahmen der Finanzierung der Kindertagespflegepersonen: 2020, 2021 gab es nach 
unserer Kenntnis die erste Befragung bzw. Untersuchung dieser Art. Wir hatten sie 
seinerzeit zum Anlass genommen, zu überprüfen, inwieweit sich die in unseren jewei-
ligen Zuständigkeitsbereichen betroffenen Jugendämter an die Fördervoraussetzun-
gen gehalten haben. Unsere Prüfung hatte zum Ergebnis, dass wir damals keinen 
Verstoß gegen das KiBiz feststellen konnten. 

Sandra Clauß (Landschaftsverband Rheinland): Ich führe zum Thema „Kinder-
schutz“ aus: Ich glaube, dass wir rechtlich gesehen ausreichende Regelungen haben. 
Wir haben § 43 SGB VIII, laut dem eine umfangreiche Prüfung der Kindertagespflege-
personen in spe erfolgt, bevor die Erlaubnis zur Kindertagespflege erteilt wird. Mit dem 
Kinder- und Jugendstärkungsgesetz haben wir in § 8a Abs. 5 SGB VIII auch noch mal 
entsprechende Vereinbarungen bekommen. 

Klar ist, dass das Recht, das man einsetzt, auch gelebt werden muss. Zwar haben wir 
nach meiner Bewertung eine gute rechtliche Situation, aber das stellt den Kinderschutz 
ja nicht vollumfänglich sicher, vielmehr lebt er davon, dass man sehr sensibel ist und 
dass das immer wieder hervorgeholt wird. 

Es braucht hinsichtlich der Konzeptionen, die Kindertagespflegepersonen erstellen, 
eine gute Begleitung und eine Schulung. In der Aus- und Weiterbildung braucht es das 
Thema auch. 

Was Frau Hogrebe angesprochen hat, möchte ich auf jeden Fall unterstützen: Es ist 
hilfreich, wenn wir eine Fachberatung haben, die zeitliche Ressourcen hat, um im 
Sinne der Qualitätssicherung aufsuchend zu beraten und zu betreuen. Man muss aber 
auch sagen, dass Fachberatung nach den Tarifsteigerungen eine deutliche Summe 
ausmacht, die finanziert werden muss. 

Bund und Länder haben ein Kompendium zur Qualität in der Kindertagespflege her-
ausgegeben. Wir brauchen einen Schlüssel, an dem man sich orientieren kann und 
eine darauf aufsetzende Finanzierung. Wir würden das sehr begrüßen, weil das eine 
Möglichkeit ist, einen Vertrauensrahmen zu schaffen, der es ermöglicht, bestimmtes 
Verhalten aufzudecken. 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Frau Silies, weil Sie ausgeführt haben, Ansprechpartner 
für die Jugendämter und die Fachberatungsstellen zu sein, habe ich folgende Nach-
frage: Antworten Sie einem Verband, der auf Sie zukommt und auf Gesetzesverstöße 
aufmerksam macht, aus Prinzip nicht, weil Sie für den nicht zuständig sind? Oder was 
wollten Sie uns damit sagen? Sie haben ja sehr stark darauf abgehoben, für wen Sie 
zuständig seien. 

Und habe ich das richtig ver… 
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Vorsitzender Wolfgang Jörg: Nur eine kurze Nachfrage. 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Ja, aber sie muss ja verstehen, was mein Erkenntnisinte-
resse ist. 

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Ich habe es verstanden. 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Zweiter Punkt: Sie haben gesagt, 2021 hätten Sie zuletzt 
geprüft. Heißt das, dass in den vergangenen fünf Jahren keine Prüfungen stattgefun-
den haben? Sie haben eben sinngemäß gesagt, dass Sie 2021 festgestellt hätten, 
dass alles in Ordnung sei. Was ist denn in den fünf Jahren danach passiert? 

Marlies Silies (Landschaftsverband Westfalen-Lippe): Ich kann das gerne ergän-
zen. Zum ersten Punkt: Die Landesjugendämter haben die gesetzliche Aufgabe, die 
Jugendämter zu beraten. Dem kommen wir auch nach. Außerdem beraten wir die 
Fachberatungen der freien und der öffentlichen Träger. Das ist unsere Aufgabe, das 
machen wir. 

Die Ergänzung beim Thema „Studie“ bezog sich auf die konkreten Studienergebnisse, 
die seinerzeit an uns herangetragen wurden. Wenn uns Anhaltspunkte bekannt wer-
den, dass Fördervoraussetzungen nicht erfüllt sind, gehen wir dem selbstverständlich 
nach. Aber natürlich gehen wir auch weiteren Aufgaben nach, die uns übertragen wur-
den bzw. die wir nach dem Gesetz haben. So prüfen wir etwa regelmäßig die Verwen-
dungsnachweise. 

Bettina Konrath (Landesverband Kindertagespflege NRW): Noch mal zur Om-
budsstelle: Die Frage ist, ob es nicht günstig wäre, außerhalb des Systems eine Be-
schwerdestelle zu haben, die in keinster Weise in irgendeine Richtung tendiert. Nicht, 
dass ich das irgendjemandem unterstellen wollte, aber manchmal ist es ganz gut, von 
außerhalb des Systems zu schauen. Es sind auch entsprechende Kenntnisse von Be-
deutung, um Antworten geben zu können. Wir als Landesverband haben über die För-
derung des Landes eine kostenfreie Rechtsberatung bei einer Anwältin im Programm. 
Fragen, die da ankommen: Was kann ich machen, wenn …? – Daher wäre irgendet-
was außerhalb des Systems gut. 

Zur Frage danach, wie man die strukturelle Benachteiligung beseitigen kann: Wenn 
die Kindertagespflege von den in der Kommune bestimmenden Kräften nicht als 
gleichrangiges Angebot gesehen wird, sondern die Kitas der Favorit sind, ist es natür-
lich schwierig, diese Benachteiligung zu beseitigen. Auch wenn eine Kommune für sich 
entscheidet, dass Kindertagespflege kein Thema sei, weil es ja so viele freie Plätze in 
den Kitas gebe, gibt es eine strukturelle Benachteiligung. Es wäre auf jeden Fall wich-
tig, dass es da eine Gleichbehandlung gibt. 

Julia Schünemann (Landesverband Kindertagespflege NRW): Es gab noch die 
Frage nach einem guten Übergangssystem. Letztlich zeigt sich, dass es nach wie vor 
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schwierig ist. Erst gestern ist in der Rheinischen Post ein Artikel darüber erschienen, 
wie es ist, wenn eine Kita-Anmeldung sich falsch anfühlt. Darin berichtet eine Mutter 
über ihren Weg: Sie hatte sich bewusst für die Kindertagespflege entschieden, dann 
aber kam der Anruf der Wunsch-Kita. – Letztlich ist das einfach Druck. Man will die 
Wunsch-Kita haben, und dann kommt es von heute auf morgen zu Beziehungsabbrü-
chen. Das sollten wir natürlich möglichst vermeiden. Man muss von vornherein gut 
planen. 

Es würde wahrscheinlich Entspannung in das System bringen – wie eben auch schon 
mehrfach angesprochen wurde –, wenn wir mehr Dreijährigenplätze hätten und letzt-
lich nicht die Zweijährigenplätze oder das Fragezeichen-Kita-System; es ist ein Zu-
gang für Zweijährige, den unser Kitasystem, wie es jetzt aufgestellt ist, hergibt. 

Es gibt außerdem die Stichtagsproblematik, dass es natürlich nicht immer passt und 
man bei Kindern nicht immer ganz individuell entscheiden kann, wann genau der Zeit-
punkt ist. 

Letztlich würde die kurze Verweildauer in der Kindertagespflege verringert werden, 
wenn es den Zugang gäbe, wenn ein Kind mit drei Jahren in die Kita wechseln könnte 
und es nicht vorher zu Abbrüchen käme. Ich glaube, dass das sehr wichtig ist. 

Damit das gelingen kann, werden in manchen Kommunen auch schon Maßnahmen 
umgesetzt, etwa mit Kita-Bauten für Kinder von drei bis sechs Jahren, in denen die 
Wechselkinder aus der Kindertagespflege bevorzugt werden. Man könnte sich auch 
überlegen, ob Wechselkinder schon früher Platzzusagen in den Kitas erhalten, sodass 
da eine Entspannung ist, und dann erst diejenigen Kinder, die neu in das System kom-
men, Plätze bekommen. 

Es gibt unterschiedliche Möglichkeiten, aber jetzt ist der Druck sehr hoch: Wann ent-
scheidet man sich für den Wechsel? Hält man als Eltern den Druck aus, wartet und 
fragt noch mal in der Kita an, wenn das Kind drei ist? 

Dann hatten wir noch die Frage zum Kinderschutz – da kann ich mich Frau Clauß 
anschließen –: Die Kinderschutzkonzepte wurden geschrieben und an die Kinderta-
gespflege angepasst. Ich glaube, dass wir da schon eine sehr gute Ausführung haben. 
Kindertagespflegepersonen haben auch in ihren Konzeptionen den Kinderschutz, die 
Kinderrechte gut verankert. 

Letztlich geht es auch darum, die Kindertagespflegepersonen, die Fachberatungen 
handlungsfähig zu machen. Wir haben natürlich einen großen Vorteil, wenn es gute 
Fortbildungsangebote gibt. Da konnten wir schon einige platzieren. Wir sind da im 
Austausch, in Kooperation mit Professor Martin Menzel von der Fliedner Fachhoch-
schule. Die sind sehr gefragt, und die Rückmeldungen sind sehr positiv; die sind sehr 
praxisnah, führen also letztlich zu Handlungsfähigkeit: Was macht man, wenn eine 
Meldung zu einem Kinderschutzfall bei einer Fachberatung oder einer Kindertages-
pflegeperson eingeht? Das ist uns wichtig, und da werden wir auch weiter Angebote 
platzieren. 

Tanja Böttcher (Netzwerk Kindertagespflege NRW): Die Herausforderung für die 
Kindertagespflegepersonen vor Ort ist, dass es aktuell keine Anlaufstelle gibt. Wir 
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versuchen immer wieder, diese Fälle zu platzieren. Wenn man sich aber an die Kom-
mune wendet, wird dort natürlich nichts passieren. Dazu muss man aber auch sagen, 
dass das oft aus finanzieller Not heraus nicht passiert, weil viele Kommunen chronisch 
unterfinanziert sind und es sich nicht leisten können, Vertretungslösungen zur Verfü-
gung zu stellen. Man muss also immer im Hinterkopf haben, dass das nicht aus böser 
Absicht heraus passiert, sondern vielleicht auch aus finanzieller Not. 

Tatsächlich haben wir in der Kindertagespflege aktuell keinerlei Handhabe. Wir sind 
alle Wege gegangen, die man sich vorstellen kann, aber leider führt das zu keinem 
Ergebnis. 

Positiv bewerten wir, dass die Anzahl der Verstöße in den letzten fünf Jahren massiv 
zurückgegangen ist. Das ist vielleicht auch der Tatsache geschuldet, dass LVR und 
LWL tatsächlich nachgehakt haben. 

Ich weiß nicht, ob ich auch an Sie eine Frage stellen darf, wahrscheinlich nicht, aber 
uns würde interessieren, wie genau das eruiert wird. Wird einfach nur nachgefragt, 
oder wie genau sieht die Prüfung der Verwendungsnachweise aus? Die betroffenen 
Kommunen – nicht alle, um Himmels willen – machen diese Falschangaben grund-
sätzlich, um Landesmittel zu erhalten, man kann also nicht davon ausgehen, dass der 
Verstoß bei einer zweiten Abfrage zugegeben wird. Uns würde also interessieren, wie 
da die Abläufe sind. 

Wir haben wie gesagt keinerlei Handhabe. Zuletzt haben wir es über die Petition ver-
sucht. Wir müssen uns mit den Begebenheiten vor Ort einfach abfinden. Das Problem 
ist nämlich, dass wir bei diesen Punkten nicht klageberechtigt sind. § 24 KiBiz betref-
fend, müssen die Kommunen die Vorgaben ja nicht erfüllen; wenn sie die Landesmittel 
nicht in Anspruch nehmen würden, müssten sie die Vorgaben auch nicht erfüllen. So-
mit haben wir als Kindertagespflegepersonen nicht grundsätzlich Anspruch darauf. Es 
wäre das Land, das sich kümmern müsste, wenn die Vorgaben nicht erfüllt würden, 
weil es Landesmittel sind, die zur Verfügung gestellt werden. 

Barbara Lieske (Berufsverband für Kindertagespflegepersonen NRW): Zunächst 
möchte ich mich entschuldigen, dass wir zu spät gekommen sind. Wir standen im Stau, 
daran konnten wir nichts machen. 

Ich möchte gerne die Worte meiner Vorrednerin aufgreifen. Der Berufsverband sieht 
sich als Anlaufstelle für Kindertagespflegepersonen, die Schwierigkeiten in ihren Kom-
munen haben, um das dann weiterzuleiten. Wir haben das in der Vergangenheit auch 
schon gemacht und uns an das für die Überprüfung zuständige Amt gewandt. Es ging 
dabei um eine Kommune, die zwar Landesmittel abgerufen, aber nicht genug Vertre-
tungsplätze hatte. Als Antwort haben wir bekommen, dass die Kommune ja ein Ver-
tretungssysteme habe, weshalb die Voraussetzungen erfüllt seien. Die Kommune 
hatte drei Vertretungsplätze für 120 Kinder. Dann kann man auch keine haben, das ist 
ein Tropfen auf den heißen Stein. 

Der Übergang von der Kindertagespflege in die Kita wäre aus unserer Sicht einfach, 
wenn es heißen würde: Kindertagesstätten gehen ab drei, und davor sind es Kinder-
tagespflegepersonen. – In diesem Zusammenhang fällt selten das Wort „Kindeswohl“. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 25 - APr 18/1156 

Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend 03.03.2026 
66. Sitzung (öffentlich) bas 
 
 
Für mich ist das aber eine Gefährdung des Kindeswohls, weil es die Kinder sind, die 
darunter leiden. Das sind kleine Seelen, die vor Situationen gestellt werden, mit denen 
sie eigentlich nicht klarkommen. Es wurde vorhin schon gesagt: Sie haben sich gerade 
in der Kindertagespflege eingewöhnt, dann müssen Sie schon wieder etwas Neues 
machen, in einem viel größeren Setting, in dem es keine Bezugsperson mehr gibt, mit 
der sie vertraut sind, an die sie sich wenden können, das sind dann ganz viele. Man 
sollte den Kindern die zwei Jahre gönnen, und danach gehen sie in die Kita. 

Es gibt viele Familienzentren, die die Aufgabe haben, die Zusammenarbeit mit den 
Kindertagespflegepersonen zu unterstützen. Man könnte – das gibt es auch in einigen 
Kommunen – Besuche machen, im Rahmen derer diejenigen Kinder, die im Sommer 
wechseln werden, Schnuppertage in der Kita haben, um damit vertraut werden zu kön-
nen. Es gibt wie gesagt Kommunen, die das praktizieren. 

Ich finde es sehr schwierig, dass es Verstöße gibt, aber die sind da. Die Kommunen 
haben die Gelder kassiert, aber die Bedingungen nicht erfüllt. Bei drei Vertretungsplät-
zen für 120 Kinder kann die Aussage nicht sein, dass die Kommune damit alles getan 
habe. Vielleicht hat die Kommune – das wurde eben schon angedeutet – finanziell 
alles getan, was sie kann, aber das reicht nicht aus. 

Das sind aus unserer Sicht die Gründe, warum Kindertagespflegepersonen gerade 
vermehrt aufhören. Sie kriegen es nicht mehr gestemmt. Sie haben die Plätze im No-
vember, Dezember vergeben, aber im Februar oder April kommen die Kindergärten 
mit ihren Plätzen, und dann werden die Kinder aus der Kindertagespflege herausge-
rissen. Es besteht ein privatrechtlicher Vertrag mit den Eltern, natürlich könnten die 
Kindertagespflegepersonen klagen. Das ist eine Möglichkeit, das machen aber die we-
nigsten. 

Eine andere Möglichkeit wäre, die Kindertagespflegepersonen zu bestärken, sodass 
diese wiederum die Eltern bestärken. In NRW gibt es einen Rechtsanspruch ab drei 
Jahren, das heißt, kein Kind bleibt unbetreut. Wenn die Eltern im Januar den Rechts-
anspruch anmelden, im Zweifel auch per Rechtsanwalt, stehen die Kommunen sehr 
unter Druck, dem nachzukommen. Sie müssen ab dem 1. August einen Platz für diese 
Kinder haben. Meine Kollegin und ich haben das in der Großtagespflege praktiziert. 
Wir haben die Eltern an die Hand genommen und gesagt: Wir helfen euch. Ihr be-
kommt einen Kindergartenplatz. – Das hat auch wirklich jedes Mal funktioniert. Es 
müsste mehr Mut geben, zusammenzuarbeiten, da gemeinsam etwas zu machen. 

Sarah Hestert (RuhrFutur): Danke für die Frage, die ich gerne beantworten möchte. 
Es ging um die mögliche Finanzierung von Kinderstuben über das KiBiz. Eine grobe 
Idee haben wir natürlich auch. Für eine genaue Ausgestaltung braucht es aber wohl 
andere Beratungsgremien. 

Wir jedenfalls gehen von einem bedarfsgerechten Betreuungsangebot aus. Kinderstu-
ben sind ein sozialraumorientiertes Betreuungsangebot mit besonderen Qualitäts-
merkmalen, die eben auch eine besondere Finanzierung brauchen. Wir haben einen 
Betreuungsschlüssel von eins zu drei. Das ist ein erhöhter Betreuungsschlüssel, der 
aber gerade für diejenigen Familien, über die wir sprechen, nämlich solche in 
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herausfordernden Lebenslagen, eine Notwendigkeit darstellt, um überhaupt in ein Be-
treuungssystem hineinzukommen. 

Dann gibt es die intensive Elternkooperation und die Sprachförderung. Die alltagsinte-
grierte Sprachbildung ist ein wesentlicher Bestandteil bzw. ein wesentliches Qualitäts-
merkmal von Kinderstuben. 

All das braucht natürlich eine entsprechende Finanzierung. Wir haben uns überlegt, 
dass es im KiBiz ja den plusKITA-Ansatz gibt. Wieso kann das nicht auch eine Mög-
lichkeit für Kindertagespflege sein? GTPplus – Kinderstuben sind Großtagespflege-
stellen. Vielleicht ist das aber auch für den gesamten KTP-Bereich denkbar, also 
KTPplus. Darüber könnte möglicherweise eine sozialpädagogische Fachkraft finan-
ziert werden. Es gäbe also ähnlich wie bei plusKITA eine über das KiBiz finanzierte 
sozialpädagogische Fachkraft, die dann mehrere Kinderstuben bzw. Großtagespfle-
gestellen betreut, die sozialraumorientiert arbeiten. 

Die Qualifizierung der Kindertagespflegepersonen in den Kinderstuben ist besonders, 
so sind diejenigen, mit denen wir im Austausch stehen, besonders geschult in Berei-
chen wie Traumapädagogik oder partizipatorischer Eingewöhnung; das sind Zu-
satzqualifikationen. Es ginge also darum, die Finanzierung in diesem Bereich, Kinder-
stuben bzw. mögliche GTPplus, zu stärken. 

Das ist wie gesagt eine grobe Idee unsererseits, dass im KiBiz die Stabilisierung der 
Finanzierung von Kindertagespflege stärker berücksichtigt wird, etwa in Form eines 
GTPplus-Modells, weil eben diese Qualitätsmerkmale bedeutsam sind. 

Malgorzata Keggenhoff (RuhrFutur): Ich würde gerne ergänzen. Die Frage zielte 
auch darauf ab, was das für eine Größenordnung sei, wovon man hier spreche, wie 
viel mehr an Finanzierung es brauche. Zuletzt waren wir im Austausch mit den Gel-
senkirchener Kinderstuben. Das sind drei Kinderstuben, die schon sehr lange, über 
zehn Jahre hinweg, aktiv sind. Die Fachberatungskollegin hat das relativ transparent 
gemacht und uns Zahlen genannt. An Zuschüssen kämen in Summe um die 
90.000 Euro für die Finanzierung einer Kinderstube zusammen. Eine Kinderstube hat 
drei Personalstellen, also sind drei Kindertagespflegepersonen in einer Kinderstube. 
Mit der Summe, die ihr vom Jugendamt zur Verfügung gestellt wird, bekommt sie Pi 
mal Daumen zwei davon finanziert. Alles darüber hinaus leistet sich die Stadt; die dritte 
Personalstelle, die Mietkosten, die Qualifizierungsbedarfe und Ähnliches gehen also 
über die Stadt. 

Ich glaube nicht, dass das Gelsenkirchener Modell genauso auf Dortmund oder auf 
Herten zutreffen würde. Es ist schwierig, das für alle Kinderstuben zu beantworten, 
weil die Kinderstuben und auch die Fachberatungen sehr findig darin sind, Wege zu 
suchen, das zu finanzieren. Die haben über die Jahre hinweg einfach einen Weg ge-
funden. Manchmal geht es über Brückengelder, manchmal geht es über die Einbin-
dung in Frühe Hilfen oder in Hilfen zur Erziehung. Es werden also ganz verschiedene 
Wege begangen, um das zu stemmen, um die Finanzierung aufrechtzuerhalten. 
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Brigitte Müller (Kontaktstelle Kindertagespflege Köln): Frau Gebauer, das ist eine 
schwierige Frage. Was macht man in Krisenzeiten mit Tagespflegepersonen oder mit 
Großtagespflegestellen, die bei angemieteten Räumen ihre Kosten haben, aber die 
Plätze nicht belegt bekommen, solange die Finanzierung nach dem Schema pro 
Kind/pro Stunde läuft? Wenn eine Kommune sich das leisten kann, wäre es einfach, 
eine Ausfallsumme zu nehmen; Freiheit der Pauschalen, Notstopfen oder Ähnliches, 
wie man das aus Krisen in anderen Branchen kennt. 

Das Besondere an der Kindertagespflege ist, dass das auch eine vorübergehende 
Krise sein kann. Finden sie im August nicht das fünfte Kind, um die Kindertagespflege 
auskömmlich fortzuführen, oder gibt es in diesem Stadtteil, in dieser Gegend auch in 
den nächsten Jahren keine Kinder mehr? Dann kann man das mittels Ausfallsumme 
oder Notstopfen nicht langfristig finanzieren. 

Damit, was die Lösung sein könnte, tue auch ich mich schwer. Wir haben in Köln lange 
darüber nachgedacht, weil viele Tagespflegepersonen im letzten Sommer aufgehört 
hatten. Es ging um die Frage, wie wir Tagespflege halten können, wenn nur drei von 
fünf Plätzen belegt sind. Das hält jede Tagespflegestelle nur eine Zeit lang durch. Jede 
Selbstständige muss für sich entscheiden, was ein auskömmliches Familieneinkom-
men ist. Die Frage, inwieweit die Kommunen da langfristig einspringen können, finde 
ich schwierig. Das müsste man an Kriterien binden. Ist es eine vorübergehende Krise? 
Ist es ein Darlehen, das zurückgezahlt wird? Aber wovon, wenn keine Kinder mehr 
folgen? Ich glaube, dass das wirklich schwierig ist. Ich habe das gefordert, ich weiß, 
weil ich gerade im letzten Sommer den Kummer und die Not der Tagespflegepersonen 
vor Augen hatte. Und in diesem Sommer wird es andere treffen. 

Sie haben eine interessante Frage zur Bewertung der Großtagespflegestellen aufge-
bracht. In Köln haben wir mittlerweile zwei Drittel Großtagespflegestellen und ange-
mietete Räume, aber nur noch ein Drittel häusliche Tagespflege. Daran erkennt man 
die Entwicklung bei den Tagespflegepersonen, die sich professionalisieren, die nicht 
mehr im eigenen Wohnzimmer arbeiten, die eine Trennung von Beruf und Familie ha-
ben wollen. In der Entwicklung dieser Tätigkeit in Richtung Professionalisierung sehe 
ich einen großen Vorteil. 

Es gibt aber auch den Elternwillen. Wenn ich meine Listen durchsehe, stelle ich fest, 
dass Eltern Großtagespflegestellen und transparente, offene Räume wünschen. Darin 
sehen sie auch eine Professionalisierung des Betreuungsangebots. Die Wesensmerk-
male zu bewahren, also eine Bezugsperson, kleine Gruppen, ist einfach umzusetzen 
und wird auch in Zukunft der Qualitätsstandard in der Tagespflege bleiben. Familiäre 
Ausgestaltung ist in der Großtagespflegestelle aber schwierig. Ich glaube, es ist eine 
Herausforderung für jede Tagespflegeperson, die Räume so zu gestalten, dass es 
nicht aussieht wie eine kleine Kita, aber auch nicht wie ein Wohnzimmer mit alten, 
ausrangierten Möbeln aus einer Wohnung. Eltern wollen etwas anderes. Es ist also 
wirklich der Elternwille. Sie finden es schön, wenn Räumlichkeiten nett eingerichtet 
sind, etwa mit kleinen Kindermöbeln, und wenn es professionell aussieht. 

(Vorsitzender Wolfgang Jörg signalisiert das Ende der Redezeit.) 
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Ich glaube, die Krux bleibt. Ich sehe das aber positiv. Die Kindertagespflege hat sich 
in 50 Jahren von einer Nachbarschaftshilfe zu einer professionellen Tätigkeit entwi-
ckelt. Von daher habe ich keine Angst davor, wenn Großtagespflegestellen weiter ihr 
Augenmerk darauf richten: eine Bezugsperson, kleine Gruppen – und familiär bleibt 
die Herausforderung. Da klingelt kein Postbote, da sind keine Geschwisterkinder, da 
kommt keine Nachbarin vorbei. Ich glaube, dass das eine Weiterentwicklung ist, die 
wir nach 50 Jahren gut verkraften können. 

Noch kurz … 

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Ja, kurz. 

Brigitte Müller (Kontaktstelle Kindertagespflege Köln): Sie hatten nach der stadt-
teilbezogenen Auslastung der Räumlichkeiten gefragt. In Bezug auf Kitas – das habe 
ich eben schon erwähnt – kann ich nicht sagen, warum eine Kommune in einem Stadt-
teil den Kita-Ausbau im Moment nicht schafft. In den Stadtteilen Räume zu finden, ist 
schwierig. Die Wohnungsmarksituation in Köln muss ich nicht erklären. Es ist nicht 
einfach, bei selbstständig tätigen Tagespflegepersonen dafür zu werben, in bestimm-
ten Stadtteilen Räume anzumieten, sich also darauf zu verlassen, dass sie dort aus-
kömmlich arbeiten können. Es muss also Anreize, Unterstützung seitens der Kom-
mune geben. Wir sind mit der Stadt Köln darüber im Gespräch, was das für Anreize 
sein könnten, was es zusätzlich zum Mietkostenzuschuss geben müsste, was man 
Tagespflegepersonen, die selber aus dem Agnesviertel kommen, für Anreize bieten 
sollte, in Chorweiler zu arbeiten. Das berührt sehr persönliche Gründe, da muss man 
Anreize schaffen. Wir sind da im Austausch, aber das ist schwierig. 

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Wir sind am Ende der heutigen Anhörung. Ich möchte 
mich bei Ihnen dafür bedanken, dass Sie Ihre Erkenntnisse mit uns geteilt haben. Es 
ist wichtig für unsere Arbeit, dass wir immer genau erfahren, was vor Ort tatsächlich 
passiert. Nochmals vielen Dank. Ich wünsche Ihnen allen einen hohen Wirkungsgrad. 

(Beifall) 

gez. Wolfgang Jörg 
Vorsitzender 

Anlage 
11.03.2026/18.03.2026 
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